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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 

Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat in seiner Sitzung am 06. Dezem-

ber 2017 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans  

 

„Schießgarten, ehemaliges Firmengelände Massong", 
 

nach § 2 Abs. 1 i. V. m. § 12 BauGB eingeleitet.  

 

Der räumliche Geltungsbereich betrifft die Flurstücke 1427/9 teilweise, 

1427/27, 1427/35, 1427/37, 1427/38 sowie 1427/39 und wird im Norden durch 

den Schießgartenweg und im Westen durch den Schützenweg eingegrenzt, 

nahe dem Gebiet befinden sich östlich die Mierendorfstraße sowie südlich Am 

Kanal. 

 

Der Geltungsbereich ergibt sich weiterhin aus folgendem Lageplan:  
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Der Bebauungsplan verfolgt die Zielsetzung der Wiedernutzbarmachung einer 

Fläche innerhalb der bestehenden Ortslage, daher wird der Bebauungsplan 

im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB ohne Umwelt-

prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. Der Flächennutzungsplan wird 

gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst.  

 

Beim Bereich Planen und Bauen, Abteilung Stadtplanung und -entwicklung, 

Neumayerring 72, im Flur der 3. Ebene, Zimmer 3.22, besteht während der all-

gemeinen Dienststunden (Mo-Mi 8:30-12:00 und 14:00-16:00 Uhr, Do 8:30-12:00 

und 14:00-18:00 Uhr, Fr 8:30-12:30 Uhr) die Möglichkeit der Unterrichtung über 

die Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung. Äu-

ßerungen zur Planung können in der Zeit vom 07.05.2018 bis einschließlich 

22.05.2018 schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden. 

 

 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 

 

 
 

B E K A N N T M A C H U N G 

 
 

Am Mittwoch, den 02.05.2018, 17:00 Uhr findet im Sitzungssaal des 

Verwaltungsgebäudes Neumayerring 72, 67227 Frankenthal (Pfalz), eine Sit-

zung des Planungs- und Umweltausschusses statt. 

 

Frankenthal (Pfalz), 26.04.2018 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

 

Hebich 

Oberbürgermeister 

 

 

T a g e s o r d n u n g 

 

I.  Öffentliche Sitzung 

   1. Schieber am Lackegraben, Gemarkung Flomersheim;  

hier: mündlicher Bericht des Gewässerzweckverbandes 
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   2. Bebauungsplan "KiTa am Ostparkstadion", Aufstellungsbeschluss 
  

   3. Ungenehmigtes Ablegen von Findlingen auf städtischem Grundstück ent-

lang des Carl-Bosch-Rings 
  

   4. Verkehrssituation an der Zufahrt Kauflandgelände,  

hier: Antrag der CDU-Stadtratsfraktion 
  

   5. Temporäre Einzeichnung von Parkflächen im Wohngebiet "An der alten 

Landwirtschaftsschule",  

hier: Antrag der CDU-Stadtratsfraktion 
  

   6. Bäume in der Fußgängerzone,  

hier: Antrag der Stadtratsfraktion Die Grünen/Offene Liste 
  

   7. Radstreifen Kaufland,  

hier: Antrag der Stadtratsfraktion Die Grünen/Offene Liste 
  

   8. Sinnvoller, fahrradtauglicher und barrierefreier Zugang zur Theodor-Heuss-

Brücke,  

hier: Antrag der Stadtratsfraktion Die Grünen/Offene Liste 
  

   9. Barrierefreiheit von Fußgängerampeln,  

hier: Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion 
  

   10. Sachstand "Bürgergärten",  

hier: Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion 
  

   11. Schäden der Pflasterung in Kurven der verkehrsberuhigten Bereiche,  

hier: Anfrage der SPD-Stadtratsfraktion 
  

II. Nichtöffentliche Sitzung 

 

 Grundstücksangelegenheiten 

 

III. Öffentliche Sitzung 

 

 Bekanntgabe der Entscheidungen aus der nichtöffentlichen Sitzung 
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Satzung 

 

für das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Frankenthal (Pfalz)  

(Friedhofssatzung – FriedS -) vom 12.04.2018 

 

 

 
Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat in seiner Sitzung vom 29.06.2017  

aufgrund des § 24 Gemeindeordnung (GemO) i.d.F. vom 31. Januar 1994 

(GVBl. S.153/BS 2020 - 1), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes am 

02.03.2017 (GVBl. S. 21) sowie der §§ 2, 5 und 6 Bestattungsgesetz (BestG) vom 

04. März 1983 (GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

19.12.2014 (GVBl. S. 301) folgende Satzung beschlossen:  

 
 
 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 Geltungsbereich  
  
(1) Die Friedhofssatzung gilt für die im Gebiet der Stadt Frankenthal (Pfalz) ge-
legenen und vom Eigen – und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) verwalte-
ten Friedhöfe: 
 
a) Hauptfriedhof Wormser Straße, 
b) Friedhof  im Vorort Eppstein, 
c) Friedhof im Vorort Flomersheim, 
d) Friedhof im Vorort Mörsch, 
e) Friedhof im Vorort Studernheim. 
 
Diese Friedhöfe sind in den Lageplänen in der Anlage zu dieser Satzung auf-
geführt. 
 
(2) Sie gilt auch für die jüdischen Friedhöfe, sofern für diese keine besonderen 
Vorschriften anzuwenden sind.  
 
§ 2 Friedhofszweck 
 
(1) Die Friedhöfe werden als Teil des Eigenbetriebes Eigen- und Wirtschaftsbe-
trieb Frankenthal (Pfalz) nach den Bestimmungen der Eigenbetriebs- und An-
staltsverordnung in der jeweils gültigen Fassung und den Bestimmungen der 
Betriebssatzung für den Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) ge-
führt. 
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(2) Sie dienen der Bestattung aller Personen, die 
a) bei ihrem Ableben Einwohner der Stadt Frankenthal (Pfalz)  waren, 
b) ein besonderes Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte ha-
ben, 
c) durch die Verfügung eines Nutzungsberechtigten ein Recht auf Beisetzung 
haben oder, 
d) ohne Einwohner zu sein, nach dem Landesgesetz über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen zu bestatten sind.  
 
(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der 
Stadt Frankenthal (Pfalz).  
 
§ 3 Schließung und Entwidmung 
 
(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus wichtigem 
öffentlichem Interesse für weitere Bestattungen gesperrt (Schließung) oder 
einer anderen Verwendung zugeführt (Entwidmung) werden.  
Auf das Nutzungsrecht für unbelegte Grabstätten kann bei einer Schließung 
oder Entwidmung eines Grabfeldes oder eines Friedhofsteils verzichtet wer-
den. Entrichtete Gebühren für die nicht genutzten Grabstätten werden antei-
lig der Restlaufzeit des Nutzungsrechtes der Grabstätten zurückerstattet. 
 

(2) Besteht die Absicht der Schließung oder werden Friedhöfe, Friedhofsteile 
oder einzelne Grabstätten geschlossen, so werden keine neuen Nutzungs-
rechte mehr vergeben. Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer 
Bestattungen ausgeschlossen. Soweit durch die Schließung das Recht auf 
weitere Bestattungen in Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten erlischt, wird 
dem Nutzungsberechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines wei-
teren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrabstät-
te/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. Werden Nutzungsrechte auf-
gehoben, sind unter ersatzweiser Einräumung entsprechender Rechte an an-
deren Grabstätten auch Umbettungen ohne Kosten für den Nutzungsberech-
tigten möglich. 
 
(3) Durch die Entwidmung verliert der Friedhof seine Eigenschaft als öffentli-
che Bestattungseinrichtung. Die in Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten 
Bestatteten werden, falls die Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, die in Wahl-
grabstätten/Urnenwahlgrabstätten Bestatteten, falls die Nutzungszeit noch 
nicht abgelaufen ist, auf Kosten des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Fran-
kenthal (Pfalz) in andere Grabstätten umgebettet.  
 
(4) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind 
jeweils öffentlich bekannt zu machen. Der Nutzungsberechtigte einer Wahl-
grabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem eine schriftliche Mitteilung, 
wenn sein Wohnsitz bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist. 
 
(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekannt ge-
macht. Gleichzeitig sind sie bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten 
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einem Angehörigen des Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten / Urnenwahl-
grabstätten dem Nutzungsberechtigten mitzuteilen.  
 
(6) Ersatzgrabstätten werden vom Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal 
(Pfalz) auf dessen Kosten in ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf den ent-
widmeten oder geschlossenen Friedhöfen / Friedhofsteilen hergerichtet. Die 
Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechtes.  
 
(7) Für folgende Friedhofsteile bestehen nachfolgende besondere Regelun-
gen: 
 
1. Hauptfriedhof, Sternbecken 
Es werden keine neuen Nutzungsrechte mehr vergeben. Bestehende Nut-
zungsrechte haben Bestandsschutz und sind verlängerbar. 
 
2. Vorortfriedhof Eppstein, neuer Teil 
Es werden keine neuen Nutzungsrechte mehr vergeben. Bestehende Nut-
zungsrechte haben Bestandsschutz und sind verlängerbar. 
 
3. Vorortfriedhof Flomersheim: 
- Alter Teil Nordmauer ab dem letzten Brunnen in Richtung Ostmauer 
- Alter Teil A ab dem letzten Brunnen in Richtung Ostmauer 
- Alter Teil B ab dem letzten Brunnen in Richtung Ostmauer 
- Alter Teil Ostmauer 
- Alter Teil Südmauer ab der Trauerhalle in Richtung Ostmauer 
- Neuer Teil Nordmauer 
- Neuer Teil A 
- Neuer Teil B 
 
Für die o.g. Bereiche werden keine neuen Nutzungsrechte mehr vergeben. 
Bestehende Nutzungsrechte haben Bestandsschutz und sind verlängerbar. 
 
4. Vorortfriedhof Mörsch, alter Teil 
Es werden keine neuen Nutzungsrechte mehr vergeben. Bestehende Nut-
zungsrechte haben Bestandsschutz und sind verlängerbar. 
 
Die Flächen sind in den Lageplänen in der Anlage der Satzung gekennzeich-
net. 
 
II. Ordnungsvorschriften   
 

§ 4 Besuchszeiten   

 
(1) Die Öffnungszeiten werden an den Eingängen durch Aushang bekannt 
gegeben. Zu anderen Zeiten darf der Friedhof nur mit Erlaubnis des Eigen- und 
Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz) betreten werden. 
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(2) Der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) kann aus besonde-
rem Anlass das Betreten eines Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile vorüber-
gehend untersagen. 
 
(3) Totengedenkfeiern, Gedenkfeiern und sonstige Feierlichkeiten auf den 
Friedhöfen bedürfen der Genehmigung des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes 
Frankenthal (Pfalz). Sie müssen mindestens 7 Tage zuvor beim Eigen- und Wirt-
schaftsbetrieb Frankenthal  (Pfalz) beantragt werden.  
 
§ 5 Verhalten auf dem Friedhof 
 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung 
der Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besucher entsprechend zu 
verhalten. Die Anordnungen der  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Eigen– 
und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz) sind zu befolgen. 
 
(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen Friedhöfe nur in Begleitung einer Aufsichts-
person betreten. Schulklassen, Kindergartengruppen oder andere Gruppen 
haben sich zuvor bei der Friedhofsverwaltung anzumelden.    
 
(3) Innerhalb der Friedhöfe ist insbesondere untersagt: 
 
a) die Störung von Ruhe und Ordnung, insbesondere die Störung von 

Trauerfeierlichkeiten und Bestattungen und Gedenkfeiern, 
 
b) das Rauchen im gesamten Friedhofsbereich einschließlich der 

Gebäude, 
 
c) das Mitführen von Tieren, ausgenommen Behindertenbegleithunden, 
 
d) das Besteigen von Einfriedungen, Gebäuden und sonstigen baulichen  
 Anlagen, 
 
e) die Wege mit Fahrzeugen aller Art sowie Sportgeräten (z.B. Inliner,  

 Skateboards, Rollschuhen, Kickboards etc.) zu befahren; ausgenom-
men sind Kinderwagen und Rollstühle, Fahrzeuge der Stadt Frankenthal 
(Pfalz) und  Fahrzeuge der auf dem Friedhof zugelassenen Dienstleis-
tungsunternehmen. 
Das Mitführen von Fahrrädern und Handwagen zur Beförderung von 
Material zur Grabpflege ist zulässig. Das Befahren der Hauptwege mit 
Fahrrädern in Schrittgeschwindigkeit ist erlaubt, sofern keine Störung des 
Bestattungsbetriebes stattfindet.  

 
f) die Verunreinigung von Einrichtungen und Friedhofswegen, sowie das  

 Ablegen von Abraum und Abfällen außerhalb der hierfür bestimmten 
Stellen und Behältnisse, 

 
g) das Betreten von Grünanlagen und fremden Grabstätten, 
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h) die Beschädigung oder Beschmutzung von Grabstätten, baulicher An-
lagen und Einpflanzungen, 

 
i) die Ausführung von störenden Friedhofsarbeiten an Sonn- und  

Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung, 
 
j) das Anbieten von Waren aller Art sowie das Anbieten von Dienstleistun-

gen, 
 
k) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnah-

men,  außer zu privaten Zwecken, 
 
l) zu lärmen, zu spielen, zu essen und zu trinken sowie zu lagern, 
 
m) Druckschriften zu verteilen, 
 
n) das Entsorgen von Abfällen, die nicht aus Anlass der Pflege von Grab-

stätten entstanden sind. 
 
Der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) kann in begründeten 
Fällen Ausnahmen zulassen 
 
§ 6 Ausführen von Dienstleistungen   
 
(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende  
(Dienstleistungsunternehmen) bedürfen für Tätigkeiten auf dem Friedhof der 
vorherigen Zulassung durch den Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal 
(Pfalz), der gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. 
Die Ausführung der Tätigkeit ist ein Werktag zuvor bei dem Eigen – und Wirt-
schaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) anzuzeigen. Näheres regelt die Nutzungs-
richtlinie "Gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhöfen".  
 
(2) Zuzulassen sind Dienstleistungsunternehmen, die 
 
a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und 
 
b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben 
oder in die Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige 
Qualifikation verfügen und 
 
c) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen können. 
 
(3) Die Zulassung erfolgt auf Antrag einmalig oder für die Dauer eines Jahres 
nach der Zahlung der festgesetzten Verwaltungsgebühr. Mit der Zulassung 
wird eine Berechtigungskarte erteilt. Die Zulassung kann mit Auflagen und Be-
dingungen versehen werden. Die Berechtigungskarte ist den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Eigen– und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz) auf 
Verlangen vorzuweisen. Die jährliche Zulassung ist mindestens zwei Monate 
vor Beginn des Zulassungszeitraumes zu beantragen. Die für die Zulassung 
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notwendigen Unterlagen und Nachweise sind mit der Antragstellung bei dem 
Eigen– und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) vorzulegen.    
 
(4) Der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) kann die Zulassung 
auf Zeit oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen, wenn die 
Dienstleistungsunternehmen trotz schriftlicher Mahnung gegen die Bestim-
mungen der Friedhofssatzung verstoßen. 
 
(5) Die Dienstleistungsunternehmen und ihre Bediensteten oder ihre Beauf-
tragten haben die Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen zu 
beachten. Sie haften für alle von ihnen verursachten Schäden im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen 
 
(6) Im Rahmen Ihrer Tätigkeit ist den Dienstleistungsunternehmen das Befahren 
der Friedhöfe grundsätzlich von Montag bis Donnerstag jeweils ab Beginn der 
regulären Öffnungszeit bis längstens 13.00 Uhr gestattet, Freitag bis 12.00 Uhr. 
Ausnahmen hiervon sind mit dem Eigen – und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal 
(Pfalz) abzustimmen. Das Befahren der Friedhöfe bedarf der schriftlichen Zu-
lassung durch den Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz). Das zu-
lässige Gesamtgewicht darf nicht größer als 7,5 t  sein und die Breite des Fahr-
zeuges nicht mehr als 2,10 m betragen. 
 
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf 
den Friedhöfen nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an 
denen sie nicht behindern. Die Lagerung hat so zu erfolgen, dass hiervon kei-
ne Gefährdung für Dritte ausgeht. Bei Beendigung oder Unterbrechung der 
Tagesarbeit sind die Arbeits- und die Lagerplätze wieder in den früheren Zu-
stand zu bringen. Die Dienstleistungsunternehmen dürfen auf den Friedhöfen 
keinerlei Abfall, Erdaushub, Rest – und Verpackungsmaterial ablagern. Sie sind 
von ihnen selbst zu verwerten oder zu entsorgen. Gewerbliche Geräte dürfen 
nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 
Die Dienstleistungsunternehmen haben auf den Friedhöfen ihre Fahrzeuge so 
abzustellen, dass die Besucherinnen und Besucher der Friedhöfe nicht beein-
trächtigt werden und andere Fahrzeuge die Wege noch befahren können. 
 

(8) Bei der Abräumung von Grabstätten müssen die Dienstleistungsunterneh-
men die abgeräumten Steine, Einfassungen und Fundamentreste mitnehmen. 
Diese dürfen nicht auf dem Friedhof zwischengelagert werden. Nicht abge-
räumte oder nicht vollständig abgeräumte Grabstätten werden vom Eigen- 
und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) geräumt und die Kosten dem Nut-
zungsberechtigten in Rechnung gestellt.  
 
(9) Dienstleistungsunternehmen mit Niederlassung in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum können das Verwaltungs-
verfahren über eine einheitliche Stelle nach § 1 Absatz 1 des Landesgesetzes 
über die einheitlichen Ansprechpartner in Verwaltungsangelegenheiten vom 
27. Oktober 2009 (GVBl. S. 355) abwickeln. Einheitliche Ansprechpartner sind 
die Struktur- und Genehmigungsbehörden Nord und Süd.  
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III. Allgemeine Bestattungsvorschriften   
 
§ 7 Ruhezeiten 
   
(1) Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt in der Regel 
 
 - bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 15 Jahre  
 
 - für Verstorbene über 5 Jahre 20 Jahre 
 
(2) Ergänzend zu Absatz 1 verlängern sich die Ruhezeiten 
 
a) auf dem Hauptfriedhof 
- um weitere 5 Jahre, sofern eine Grabflächenabdeckung bis zu 30 % gewählt 
wird  
- um weitere 10 Jahre, sofern eine Grabflächenabdeckung von 31 % bis 50 % 
gewählt wird. 
 
Von dieser Regelung nicht berührt sind die Bereiche Stern A und Stern B 
sowie Abschnitt III Block 9 und Block 9 A; hier gelten die unter Absatz 1 
benannten Ruhezeiten für Grababdeckungen bis zu 100 %. 
 
b)  Auf den Friedhöfen Eppstein, Flomersheim und Mörsch verlängern sich 
die Ruhezeiten um weitere 5 Jahre, sofern eine Grabflächenabdeckung von 
mehr als 50 % erfolgt. 
 
(3) Der Lauf der Ruhezeit beginnt mit dem Tage der Bestattung. 
 
(4) Sollte die Bodenbeschaffenheit es erfordern, kann die Ruhezeit durch den 
Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) für einzelne Grabfelder oder 
Friedhofsblöcke verlängert werden.   
 
§ 8 Bestattung, Grabstätten   
 
(1) Als Bestattung im Sinne dieser Satzung gilt die Erdbestattung von Leichen, 
Leichenresten und Leichenteilen sowie die Beisetzung der Aschen von Lei-
chen, Leichenresten oder Leichenteilen unter oder über der Erde.  
 
(2) Das Ausheben und Verfüllen von Gräbern wird von dem Eigen- und Wirt-
schaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) vorgenommen. 
 
(3) Gebeine aus früheren Bestattungen, Aschenreste und ihre Behältnisse sind 
zu sammeln und unter der Sohle des Grabes beizusetzen. 
 
(4) Ist die Leiche noch nicht verwest, so ist das Grab wieder zu schließen, so-
weit nicht eine Umbettung oder nachträgliche Tieferlegung erfolgen soll. 
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(5) Der Nutzungsberechtigte hat vor der Bestattung das Grabzubehör zu ent-
fernen. Grabmale sind vor der Beisetzung zu entfernen. Sofern beim Aushe-
ben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch den Eigen- 
und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) entfernt werden müssen, sind die 
dadurch entstehenden Kosten durch den Nutzungsberechtigten zu erstatten. 
 
(6) Die Bestattungszeiten werden von dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb 
Frankenthal (Pfalz) festgesetzt. 
 
(7) In Erdwahlgrabstätten können pro Quadratmeter bis zu 2 Urnen beigesetzt 
werden, wenn sich das Nutzungsrecht an der Grabstätte mindestens bis zum 
Ende der Ruhefrist der beizusetzenden Asche erstreckt. In Urnenwahlgrabstät-
ten können bis zu 4 Urnen, in Urnenrasengrabstätten bis zu 2 Urnen beigesetzt 
werden. Endet das jeweilige Nutzungsrecht vor diesem Zeitpunkt, ist eine Bei-
setzung nur möglich, wenn zuvor eine Verlängerung des Nutzungsrechtes er-
folgt ist. 
 
(8) Die bei den Verstorbenen befindlichen Wertgegenstände sind -  soweit sie 
nicht bei dem Toten verbleiben sollen – zur Überführung zum Friedhof durch 
Angehörige oder Beauftragte zu entnehmen. Sollen die Wertgegenstände mit 
beigesetzt werden, so hat der Einlieferer eine entsprechende schriftliche Ein-
verständniserklärung der/ des Erben bzw. nächsten Angehörigen vorzulegen. 
Eine Haftung für Verlust solcher Wertgegenstände ist in jedem Fall ausge-
schlossen. 
 
§ 9 Umbettungen   
 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 
(2) Die Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der 
sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung des Eigen- 
und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz). Die Zustimmung kann nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden; bei Umbettungen innerhalb 
der Stadt im ersten Jahr der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden öf-
fentlichen Interesses. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte/ Urnenreihen-
grabstätte in eine andere Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte sind in-
nerhalb der Stadt nicht zulässig. 
 
(3) Umbettungen von Leichen dürfen unbeschadet von Abs. 2 grundsätzlich 
nur bis zum dritten Jahr nach der Beisetzung und frühestens wieder ab dem 
zwölften Jahr nach der Beisetzung vorgenommen werden. 
 
(4) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste 
können mit vorheriger Zustimmung des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Fran-
kenthal (Pfalz) auch in belegte Grabstätten aller Art umgebettet werden.  
 
(5) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt ist bei Um-
bettungen aus Reihengrabstätten/Urnengrabstätten jeder Angehörige des 
Verstorbenen mit Zustimmung des Inhabers der Graburkunde, bei Umbettun-
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gen aus Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der jeweilige Inhaber der 
Graburkunde. 
 
(6) Alle Umbettungen werden von dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Fran-
kenthal (Pfalz) durchgeführt. Er bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 
 
(7) Neben der Entrichtung von Gebühren für die Umbettung haben die An-
tragsteller Ersatz für die Schäden zu leisten, die an benachbarten Grabstätten 
und Anlagen durch eine Umbettung zwangsläufig entstehen. 
 
(8) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung 
nicht unterbrochen oder gehemmt. Endet das jeweilige Nutzungsrecht der 
aufnehmenden Grabstätte vor Ablauf der Ruhezeit, so ist eine Umbettung nur 
möglich, wenn zuvor eine Verlängerung des Nutzungsrechtes erfolgt ist. 
 
(9) Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wieder aus-
zugraben, bedarf einer behördlichen oder richterlichen Anordnung. 
 
§ 10 Särge, Urnen   
 
(1) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsi-
ckern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur Vermei-
dung von Umweltbelastungen nur Särge aus leicht abbaubarem Material (z.B. 
Vollholz) erlaubt, die keine PVC-, PCP-, formaldeydabspaltenden, nitrozellulo-
sehaltigen oder sonstige umweltgefährdenden Lacke oder Zusätze enthalten. 
Entsprechendes gilt für Sargzubehör und – Ausstattung. Die Kleidung der Lei-
che soll nur aus Papierstoff und Naturtextilien bestehen. Auch Überurnen, die 
in der Erde beigesetzt werden, müssen aus leicht abbaubarem, umwelt-
freundlichem Material bestehen. Der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankent-
hal (Pfalz)  kann Nachweise über die Schadstofffreiheit der eingesetzten Ma-
terialien verlangen.   
 
(2) Die Särge sollen höchstens 2,10 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 
m breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustim-
mung des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz) bei Anmeldung 
der Bestattung einzuholen. Die Särge für Kindergräber sollen höchstens 1,20 m 
lang, 0,60 breit und 0,60 m hoch sein. Die Urnen (einschließlich Überurnen) sol-
len höchstens 0,35 m breit und 0,40 m hoch sein. 
 
(3) Für die Beisetzung in vorhandenen Grüften sind nur Metallsärge oder 
Holzsärge mit Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind. 
 

§ 11 Wahlmöglichkeiten   

 
(1) Die Belegungspläne der Friedhöfe (Anlagen 1-5 ) sind Bestandteil dieser 
Satzung. Sie weisen Abteilungen mit und ohne Gestaltungsvorschriften aus. 
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(2) In den Belegungsplänen können Bereiche gekennzeichnet werden, in 
welchen nach Maßgabe der Friedhofsgebührensatzung Abschläge für eine 
vorrangige Belegung festgesetzt werden. 
 
(3) Es besteht die Möglichkeit, eine Grabstätte in einer Abteilung mit oder in 
einer Abteilung ohne besondere Gestaltungsvorschriften zu wählen. Wird von 
dieser Wahlmöglichkeit bei Anmeldung der Bestattung kein Gebrauch ge-
macht, hat die Beisetzung in einer Abteilung ohne besondere Gestaltungsvor-
schriften zu erfolgen. Die dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal 
(Pfalz) vorliegende Anmeldung ist verbindlich. Sie hat schriftlich zu erfolgen. 
Änderungen sind dem Eigen – und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) 
ebenfalls schriftlich mitzuteilen. 
 
(4) Die Bereiche der einzelnen Gestaltungsvorschriften ergeben sich aus der 
dieser Satzung beigefügten Anlage. 
 
§ 12 Jüdischer Friedhof  
  
(1) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten für die als "Jüdische Friedhöfe" 
gekennzeichneten Teile des Hauptfriedhofs nur insoweit, als sie den jüdischen 
Riten nicht entgegenstehen. 
 
(2) Die Unterhaltung der Grabstätten in diesen gekennzeichneten Teilen, die 
vor Kriegsende angelegt worden sind, obliegt dem Eigen- und Wirtschaftsbe-
trieb Frankenthal (Pfalz). Die Unterhaltung der Grabstätten von Einwohnern 
der Stadt Frankenthal (Pfalz) mit jüdischem Glauben, welche den Zweiten 
Weltkrieg in Frankenthal überlebt haben bzw. nach Kriegsende nach Fran-
kenthal zurückgekehrt sind, obliegt dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Fran-
kenthal (Pfalz) gleichermaßen. 
 
IV. Grabstätten und Nutzungsrechte  
  
§ 13  Eigentum und Nutzungsrechte, Arten der Grabstätten 
   
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes  
Frankenthal (Pfalz). 
 
(2) Rechte an ihnen können nur nach Maßgabe dieser Satzung erworben 
werden. Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb des Nut-
zungsrechts an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Unver-
änderlichkeit der Umgebung. 
 
(3) Die Grabstätten werden unterschieden in 
 
a) Reihengrabstätten für Erd- und Urnenbestattung 
 
b) Wahlgrabstätten für Erd- und Urnenbestattung 
 
c) Familiengrabstätten 
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d) Rasengrabstätten für Erd- und Urnenbestattungen  
 
e) Gemeinschaftsgrabanlagen 
 
f) anonyme Erd- und Urnengrabstätten 
 
g) Muslimische Grabstätten 
 
h) Ehrengrabstätten 
 
i) Kriegsgräber  
 
(4) Erdreihengrabstätten sind Erdgrabstätten (Einzelgräber), die im Todesfall 
für die Dauer der Ruhezeit eines zu Bestattenden zugeteilt werden. 
 
Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die im Todesfall für die Dau-
er der Ruhezeit zur Beisetzung einer Urne abgegeben werden. 
 
(5) Erdwahlgrabstätten sind  Grabstätten, deren Lage im Benehmen mit dem 
Nutzungsberechtigten bestimmt wird. Sie werden als ein- oder mehrstellige 
Grabstätten, als Einfach- oder Tiefgräber vergeben Urnenwahlgrabstätten 
sind für die Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, deren Lage im Be-
nehmen mit dem Erwerber festgelegt wird.  
 
Die Nutzungsrechte für Erd- und Urnenwahlgräber werden bei Bestattung von 
Leichen und Aschen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr auf die Dauer von 20 
Jahren und bei Leichen und Aschen über 5 Jahre auf die Dauer von 30 Jah-
ren verliehen. 
 
(6) Familiengräber sind mindestens zwei nebeneinander liegende Wahlgrab-
stätten mit einer Laufzeit von mindestens 30 Jahren. Sie sind gemeinsam zu 
erwerben und gemeinsam zu pflegen. Familiengrabstätten können in ihrer 
Laufzeit nur gemeinsam verlängert werden.  
 
(7) Rasengrabstätten für Erdbestattungen sind Einzelgräber. Rasengrabstätten 
für Urnen sind Wahlgrabstätten für 30 Jahre. Es können bis zu zwei Urnen bei-
gesetzt werden. Während der Nutzungszeit darf eine weitere Bestattung nur 
stattfinden, wenn die Ruhefrist die Nutzungszeit nicht überschreitet oder das 
Nutzungsrecht für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist verlängert worden ist. 
Die Rasengrabfelder unterliegen besonderen Gestaltungsvorschriften. Diese 
sind in der Anlage zu § 21 Friedhofssatzung verbindlich geregelt. 
 
(8) Gemeinschaftsgrabanlagen dienen der Beisetzung einer bestimmten zu-
sammengehörigen Gruppe oder für eine in einem bestimmten Zeitraum zu 
bestattenden Anzahl von Verstorbenen auf einer Fläche, die von dem Eigen- 
und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) bestimmt wird. Im Einzelfall sind die 
Bestimmungen für die jeweiligen Grabtypen anzuwenden.  
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(9) Anonyme Erd- und Urnengrabstätten sind Reihengrabstätten, in denen 
nach Eintritt des Bestattungsfalls auf Antrag ein Sarg oder eine Urne ohne An-
bringung von Kennzeichen personenbezogener Daten beigesetzt wird. Ein 
über die Bestattung hinausgehendes Nutzungsrecht entsteht nicht und kann 
auch nicht erworben werden. 
 
(10) Muslimische Grabstätten sind Einzelgrabstätten mit einer Laufzeit von 30 
Jahren. Sie sind auf Antrag jederzeit verlängerbar. Näheres ist in der „Nut-
zungsrichtlinie für muslimische Beisetzungen“ geregelt. 
 
(11) Ehrengrabstätten sind Grabstätten, die aus besonderem Anlass durch 
Beschluss des Stadtrates der Stadt Frankenthal (Pfalz) entweder auf Zeit oder 
auf die Dauer des Bestehens des Friedhofes angelegt und vom Eigen- und 
Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) gepflegt werden. 
 

(12) Kriegsgräber sind Grabstätten, in denen Verstorbene beigesetzt werden, 
die im Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen oder als Opfer von Ge-
waltherrschaft ums Leben gekommen sind oder die der Erinnerung an diese 
dienen. Die Zuerkennung, die Anlage, die Unterhaltung und die Pflege von 
Ehrengrabstätten obliegen (einzeln oder in geschlossenen Feldern) ausschließ-
lich dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz).  
 
(13) Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nut-
zungsrechten an einer der Lage nach bestimmten Grabstätten, an Wahlgrab-
stätten, an Urnenwahlgrabstätten, an Ehrengrabstätten oder auf Unveränder-
lichkeit der Umgebung. 
 
§ 14  Grüfte  
  
(1) Die Neuanlage von Grüften ist nicht zulässig. 
 
(2) Die Neubelegung bestehender Grüfte ist zulässig. 
 
(3) Grüfte dürfen nur mit gesundheitspolizeilicher Erlaubnis unter Beachtung 
der Sicherheitsvorschriften betreten werden. 
 
§ 15 Nutzungsrechte  
  
(1) Das Nutzungsrecht an einer Grabstätte umfasst die Befugnis 
 
a) zur Bestattung einer Leiche oder der Asche, 
 
b) zu einer die Würde des Friedhofs wahrenden gärtnerischen Gestaltung und 
Pflege der Grabstätte, 
 
c) zur Aufstellung von Grabzeichen oder Grabmalen, 
 
d) zur späteren Bestattung von Leichen und Aschen, soweit die Ruhezeit ge-
wahrt wird oder das Nutzungsrecht für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit 
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verlängert worden ist. 
 
(2) Über das Bestehen des Nutzungsrechts an einer Grabstätte wird eine 
Graburkunde ausgestellt. 
 
(3) Der Lauf der Nutzungszeit beginnt mit dem Tag der Bestattung. Bei Erwerb 
von Wahlgrabstätten vor Eintritt eines Bestattungsfalles mit dem Tag der Ver-
leihung des Nutzungsrechts durch Ausstellung der Graburkunde. Ein Erwerb 
vor Eintritt eines Bestattungsfalles bei Urnenrasengräber ist nicht möglich. 
 
(4) Das Nutzungsrecht ist mit schriftlicher Zustimmung  des Eigen- und Wirt-
schaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz) übertragbar. 
 
(5) Auf das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann aus wichtigem 
Grund, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit ver-
zichtet werden. Ein Verzicht ist grundsätzlich nur für die gesamte Grabstätte 
möglich. Sofern die zukünftige freie Fläche eine Grabstätte mit gleicher 
Grabart und den Vorgaben der aktuellen Friedhofssatzung ermöglicht, sind 
mit Genehmigung des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz) 
Ausnahmen möglich.  
 
Bei Rückgabe des Nutzungsrechtes an unbelegten Grabstätten wird die Ge-
bühr für die vorhandener Restlaufzeit zurückerstattet. Die Rückerstattung er-
folgt nur aufgrund eines schriftlichen Antrags.  
 

§ 16 Verlängerung von Nutzungsrechten 

   
(1) Das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten kann auf Antrag verlängert wer-
den, falls anzunehmen ist, dass das Grabfeld nach Ablauf der Nutzungsfrist in 
der gleichen Abteilung erhalten oder erneut mit Grabstätten belegt werden 
soll. 
 
(2) Eine Verlängerung des Nutzungsrechts an Reihengrabstätten ist nicht mög-
lich. Grundsätzlich darf in einem Reihengrab nur eine Leiche bestattet oder 
eine Urne beigesetzt werden. Eine Umwandlung eines Reihengrabs in ein 
Wahlgrab ist nur mit Genehmigung des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Fran-
kenthal (Pfalz) in Ausnahmefällen erlaubt. Die Umwandlung von einem Rei-
hengrab in ein Wahlgrab ist nur unter Rückgabe des Nutzungsrechtes an dem 
Reihengrab und dem Erwerb eines Nutzungsrechtes als Wahlgrab mit neuer 
Laufzeit des Nutzungsrechtes möglich. Die bei Verleihung des Grabnutzungs-
rechtes an dem Reihengrab gezahlte Grabnutzungsgebühr, welche zum Zeit-
punkt der Umwandlung auf die Restlaufzeit entfällt, wird angerechnet. 
 
(3) Eine Verlängerung des Nutzungsrechts bei Wahlgrabstätten erfolgt für die 
Dauer von mindestens einem Jahr unter Beachtung der Ruhezeiten nach § 7 
dieser Satzung. 
 
§ 17 Nutzungsberechtigte  
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(1) Bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der Erwerber für den Fall seines 
Ablebens aus dem in Satz 3 genannten Personenkreis seinen Nachfolger 
im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen 
Vertrag übertragen, der erst im Zeitpunkt des Todes des Übertragenden wirk-
sam wird. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, 
geht das Nutzungsrecht in der in Satz 3 genannten Reihenfolge auf die Ange-
hörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über. 
 
Nutzungsberechtigt sind in der nachstehenden Reihenfolge folgende Perso-
nen: 
 
a) der überlebende Ehegatte bzw. der/die eingetragene Lebenspartner/in, 
und zwar auch dann, wenn Kinder aus einer früheren Ehe vorhanden sind. 
 
b) die ehelichen Kinder, nichtehelichen Kinder und Adoptivkinder 
 
c) die Stiefkinder, 
 
d) die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter bzw. Mütter, 
 
e) die Eltern, 
 
f) die vollbürtigen Geschwister, 
 
g) die Halbgeschwister, 
 
h) die Stiefgeschwister, 
 
i) die nicht unter a-h fallenden Erben 
 
Innerhalb der einzelnen Gruppen wird unter Ausschluss der übrigen Angehöri-
gen der Gruppe die älteste Person nutzungsberechtigt, sofern keine andere 
Regelung getroffen ist. 
 
(2) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach dem 
Erwerb auf sich umschreiben zu lassen. 
 
§ 18 Maße der Grabstätten   
 
(1) Reihen- und Wahlgrabstätten für Bestattungen werden in folgenden 
Abmessungen angelegt: 
 
a) für Leichen von Kindern bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
Länge 1,40 m (sofern die örtlichen Gegebenheiten dies zulassen) 
 
Breite 1,00 m 
 
Abstand 0,25 m 
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Die Tiefe von der Erdoberfläche bis zur Grabsohle beträgt 1,00 m. 
 
b) für Leichen von Personen im Alter über 5 Jahren 
 
Länge 2,50 m 
 
Breite 1,00 m 
 
Die Tiefe von der Erdoberfläche bis zur Grabsohle beträgt 1,80 m. 
 
c) für Aschenbestattungen in Urnenwahlgrabstätten 
 
Länge 1,00 m bis max. 1,20 m 
 
Breite 0,80 m bis max. 1,00 m 
 
Abstand 0,25 m 
 
d) für Aschenbestattungen in Urnenreihengrabstätten 
 
Länge 1,00 m 
 
Breite 1,00 m 
 
Abstand 0,25 m 
 
e) für Aschenbestattungen in anonymen Urnengrabstätten 
 
Länge 0,40 m 
 
Breite 0,40 m 
 
Die Tiefe eines Urnengrabes von der Erdoberfläche bis zur Grabsohle beträgt 
0,65 m.  
 
Abs. 2 findet keine Anwendung. 
 
f) für Aschebestattungen in Rasengrabstätten 
 
Länge 0,80 m 
 
Breite 0,80 m 
 
Abstand 0,20 m 
 
g) für Erdbestattungen in Rasengrabstätten 
 
Länge 2,30 m 
 



121 

 

 

Breite 1,00 m 
 
i) Für Familiengrabstätten 
 
Länge 2,50 m 
 
Breite 1,40 m je Grabstelle  
 
(2) Bei Tieferlegung, soweit dies aufgrund der örtlichen Bodenverhältnisse 
möglich und nach der Friedhofssatzung zulässig ist, beträgt die Grabtiefe 2,40 
m.  
 
(3) Abweichungen von den in Abs. 1 und 2 angegebenen Maßen sind zuläs-
sig, soweit die Planung es erfordert oder zulässt, insbesondere bei Zusammen-
fassung mehrerer Grabstätten zu einem Grab. 
 
(4) Der Mindestabstand zwischen Einfassungen benachbarter Gräber muss 
bei Neubelegung von Grabstätten mindestens 40 cm betragen.   
  
V. Gestaltung   
 
§ 19 Allgemeines   
 
(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, 
dass die Würde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Ge-
samtanlagegewahrt wird.  
 
(2) Alle Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige Grabausstattungen oder 
Teile davon müssen dauernd verkehrssicher in Stand gehalten werden. 
 
(3) Die Pflanzungen auf den Grabstätten dürfen andere Grabstätten, die öf-
fentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. 
 
(4) Die Herrichtung, die Unterhaltung und jede Veränderung der gärtneri-
schen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt ausschließlich dem Eigen- 
und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz). 
 
(5) Der Nutzungsberechtigte hat nach Ablauf der Nutzungsfrist das Recht und 
die Pflicht, innerhalb von 3 Monaten auf eigene Kosten die in seinem Eigen-
tum stehenden Pflanzen, Grabmale oder sonstigen baulichen Anlagen voll-
ständig zu entfernen. Die Vorschriften des Denkmalschutzes bleiben unbe-
rührt. 
 
(6) Kommt der Nutzungsberechtigte der Pflicht nach Abs. 3 oder 5 nicht nach, 
ist die der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) berechtigt, Ge-
genstände ohne Anspruch auf Entschädigung zu entfernen und entsorgen zu 
lassen. Die Kosten für die Entfernung und Entsorgung sind von dem Nutzungs-
berechtigten zu tragen.   
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(7) Die Beseitigung von Grabmälern und sonstigen baulichen Anlagen vor Ab-
lauf der Nutzungsfrist bedarf der ausdrücklichen vorherigen schriftlichen Zu-
stimmung des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz). Die Beseiti-
gung vor Ablauf der Nutzungszeit bedarf eines wichtigen Grundes. Hierfür ist 
ein schriftlicher Antrag zu stellen. Sind die Grabmale oder die sonstigen bauli-
chen Anlagen nicht innerhalb von 3 Monaten nach Erlöschen des Nutzungs-
rechtes aufgrund der vorzeitigen Auflösung der Grabstätte entfernt worden, 
werden diese vom Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) abge-
räumt. Sofern Grabstätten von dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal 
(Pfalz) abgeräumt werden, hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten 
zu tragen. 
 
§ 20 Abteilung ohne Gestaltungsvorschriften 
   
Stehende Grabmale unterliegen in diesen Abteilungen in ihrer Gestaltung, 
Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung keinen besonderen Anforde-
rungen. Für liegende Grabmale gelten die in der Anlage zu den §§ 20, 21 ge-
nannten Regelungen. 
 
§ 21 Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften  
  
(1) Die Grabstätten müssen in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung in 
diesen Abteilungen den erhöhten Anforderungen der Umgebung entspre-
chen.  
 
(2) Im Interesse einer geordneten Gestaltung der Friedhöfe trifft der Eigen- 
und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) in Belegungsplänen Festlegungen 
hinsichtlich der Bepflanzung, der Bepflanzungsfläche sowie der Gestaltung 
der Grabstätten. 
 
(3) Die Grabmale müssen in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung an 
die Umgebung den Anforderungen entsprechen, die der Eigen- und Wirt-
schaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) festsetzt und bekanntmacht. Die besonde-
ren Gestaltungsvorschriften sind in der Anlage zu §§ 20, 21 Friedhofssatzung 
verbindlich geregelt. 
 
VI. Grabmale und bauliche Abdeckungen 
   
§ 22 Abdeckungen 
    
(1) Auf dem Hauptfriedhof sind lediglich in den Bereichen Stern A und Stern B 
sowie in Abschnitt III Block 9 und Block 9 A Grababdeckungen bis zu 100 % 
erlaubt. In den übrigen Bereichen des Hauptfriedhofes - soweit für diese keine 
besonderen Gestaltungsvorschriften nach § 21 gelten - sind Grababdeckun-
gen bis zu 50 % unter den Vorrausetzungen einer Verlängerung der Ruhefrist 
gemäß § 7 Abs. 2 zulässig. 
 
(2) Auf dem Friedhof Eppstein sind Abdeckungen bis zu 100 % erlaubt. 
Die Ruhefrist verlängert sich gemäß § 7 Absatz 2. 
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(3) Auf dem Friedhof Flomersheim sind Abdeckungen bis zu 100 % erlaubt. 
Die Ruhefrist verlängert sich gemäß § 7 Absatz 2. 
 
(4) Auf dem Friedhof Mörsch ausgenommen die Vorhalteflächen sind 
Abdeckungen bis zu 100 % erlaubt. Die Ruhefrist verlängert sich gemäß § 7 
Absatz 2. 
 
(5) Auf dem Friedhof Studernheim ausgenommen die Vorhalteflächen 
sind Abdeckungen bis zu 100 % erlaubt. 
 
§ 23 Errichtung, Änderung und Verkehrssicherungspflicht von Grabmalen  
   
(1) Die Errichtung, Entfernung und jede Veränderung von Grabmalen und 
sonstigen baulichen Anlagen bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmi-
gung  des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz). Dies gilt nicht 
für provisorische Holzeinfassungen und provisorische Holzkreuze für die Dauer 
eines Jahres ab Bestattung. 
 
(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen: 
 
a) der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter 
Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der An-
ordnung. Ausführungszeichnungen sind einzureichen, soweit es zum Ver-
ständnis erforderlich ist. 
 
b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente, der Symbole sowie eventueller 
Lichtbilder im Maßstab 1:1 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, 
des Inhalts, der Form und der Anordnung. Ausführungszeichnungen sind einzu-
reichen, soweit es zum Verständnis erforderlich ist. 
 
In besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im Maßstab 1:5 oder das 
Aufstellen eines Modells in natürlicher Größe auf der Grabstätte verlangt wer-
den. 
 
(3) Für die Erstellung, die Abnahmeprüfung und die jährlichen Standsicher-
heitsprüfungen der Grabmalanlagen gilt die "Technische Anleitung zur Stand-
sicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal)" der Deutschen Naturstein 
Akademie e. V. (DENAK), Ausgabe Juli 2012 bzw. in der nachfolgenden gülti-
gen Fassung. 
 
(4) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen sind entsprechend der TA 
Grabmal so zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsi-
cher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder 
sich senken können oder dass Korrekturen mit einem angemessenen Auf-
wand vorgenommen werden können. Ist diese Gefahr nicht auszuschließen, 
kann der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) verlangen, dass ein 
Grabmal auf Kosten des Nutzungsberechtigten entfernt wird. 
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Dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) sind spätestens 21 Tage 
nach der Errichtung der Grabmalanlage eine Abnahmebescheinigung des 
ausführenden Betriebes und ein Prüfprotokoll eines Sachkundigen entspre-
chend den Vorgaben der TA Grabmal vorzulegen. 
 
(5) Der Nutzungsberechtigte hat das Grabmal und die sonstigen baulichen 
Anlagen stets in verkehrssicherem Zustand zu erhalten. 
 
(6) Ist die Verkehrssicherheit von Grabmalen, Grabeinfassungen und sonstigen 
Grabausstattungen oder Teilen davon gefährdet, sind die Nutzungsberechtig-
ten verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzug kann 
der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) auf Kosten der Nut-
zungsberechtigten Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegen von Grabmalen, 
Absperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher 
Aufforderung des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz) nicht 
innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist der 
Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) berechtigt, dies auf Kosten 
des Nutzungsberechtigten zu tun oder das Grabmal, die Grabeinfassung und 
sonstige Grabausstattungen oder die Teile davon zu entfernen; der Eigen- 
und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) ist nicht verpflichtet, diese Sachen 
aufzubewahren. Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne 
weiteres zu ermitteln, genügt eine öffentliche Bekanntmachung und ein zwei 
wöchiger Hinweis auf der Grabstätte, bei Reihengrabstätten auf dem Grab-
feld. Die Nutzungsberechtigten sind für jeden Schaden haftbar, der durch 
Umfallen von Grabmalen oder sonstigen Grabausstattungen oder durch Ab-
stützen von Teilen davon verursacht wird.  
 
VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 
   
§ 24 Unterhaltung der Grabstätte 
   
(1) Die Grabstätte ist ordnungsgemäß herzurichten, zu pflegen und zu unter-
halten. 
 
(2) Die Flächen der Rasengrabstätten und der Grabgemeinschaftsanlagen 
werden von dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) hergerich-
tet, gepflegt und unterhalten. Grabschmuck darf lediglich an den hierfür vor-
gesehenen zentralen Blumenablage- und Gedenkstellen für das jeweilige 
Gräberfeld abgelegt werden. 
 
(3) Für die Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten ist der Nutzungs-
berechtigte verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf des Nut-
zungsrechts. 
 
(4) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei 
der Grabpflege ist nicht gestattet.  
 
(5) Lebensmittel, Kunststoffe und sonstige nicht vertretbaren Werkstoffe dürfen 
in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauerge-
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binden, Trauergestecken, im Grabschmuck und bei nicht aus Stein hergestell-
ten Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze 
verbleiben, nicht verwendet werden. Das Niederlegen von Lebensmitteln ist 
untersagt.   
 
(6) Bei Wahlgrabstätten ist nach Ablauf der Ruhefrist unter der Voraussetzung 
des  
§ 23 Abs. 6 der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) berechtigt, 
das Nutzungsrecht zu entziehen. Ein Anspruch auf Rückerstattung anteiliger 
Nutzungsgebühren ist ausgeschlossen. 
 
(7) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, 
dass die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamt-
lage gewahrt wird. 
  
VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern 
   
§ 25 Benutzung der Leichenhalle 
   
(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Der 
Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) kann für das Betreten der 
Leichenhalle bestimmte Zeiten festlegen, wobei in besonderen Fällen (z.B. Un-
falltod) Ausnahmen möglich sind. Das Betreten aller Betriebsräume sowie das 
Betätigen der Tonwiedergabegeräte und der Lautsprecheranlage sind nur 
dem Friedhofspersonal gestattet. Ausnahmen bedürfen der ausdrücklichen 
Erlaubnis des Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz). Die begehbare 
Zelle sowie der Abschiedsraum darf nach Anmeldung zu den normalen Öff-
nungszeiten begangen werden.  
 
(2) Die Särge des an einer nach seuchenrechtlichen Bestimmungen melde-
pflichtigen Krankheit Verstorbenen sind in einem besonderen Raum der Lei-
chenhalle aufzustellen. Der Zutritt zu diesen Räumen bedarf der vorherigen 
amtsärztlichen Zustimmung, die Öffnung des Sarges und die Besichtigung der 
Leichen bedürfen zusätzlich der schriftlichen Erlaubnis der Stadt Frankenthal 
(Pfalz) als Ortspolizeibehörde. 
 
§ 26 Trauerfeier 
   
(1) Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Trauerhalle), am 
Grab, oder an anderen im Freien vorgesehenen Stellen abgehalten werden. 
 
Bei Trauerfeierlichkeiten oder Beisetzungen die ausschließlich außerhalb der 
Trauerhalle stattfinden, besteht kein Anspruch auf Nutzung der Trauerhalle.  
 
(2) Jede Musik- und Gesangsdarbietung auf den Friedhöfen oder in den 
Trauerhallen bedarf der vorherigen Zustimmung des Eigen- und Wirtschaftsbe-
triebes Frankenthal (Pfalz). 
 
IX. Schlussvorschriften 
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§ 27 Haftung 
   
(1) Der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) haftet nicht für Schä-
den, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen 
und ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder Tiere entstehen.  

 
(2) Der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) haftet nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit seines Personals. Von dieser Haftungsbeschränkung 
ausgenommen sind alle Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit. 
 

§ 28 Gebühren 
   
Für die Benutzung der Friedhöfe sowie der Inanspruchnahme von Leistungen 
nach dieser Satzung sind Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsge-
bührensatzung zu entrichten. 
 
§ 29 Alte Rechte  
  
(1) Durch diese Satzung werden erworbene Rechte nicht berührt, soweit Ge-
nehmigungen erteilt worden sind. Bei Grabstätten, über welche der Eigen- 
und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) oder die Stadt Frankenthal (Pfalz) 
bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, richtet sich die Nutzungs-
frist nach den bisherigen Vorschriften. 
 
(2) Im Übrigen gelten die Vorschriften dieser Satzung. 
 
§ 30 Anordnung im Einzelfall  
  
Der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) kann in Erfüllung der 
nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen eine Anordnung im Einzel-
fall erlassen. 
 
§ 31 Ordnungswidrigkeit  
  
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Abs. 5 Gemeindeordnung für Rheinland-
Pfalz (GemO) handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. einen gesperrten Friedhof oder einen Teil eines gesperrten Friedhofs be-

tritt, § 4 Abs. 2; 
 
2. sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Ortes entsprechend verhält, 
 § 5 Abs. 1; 
 
3. Ruhe und Ordnung, insbesondere bei Trauerfeierlichkeiten und Bestat-

tungen stört, § 5 Abs. 3a; 
 
4. auf den Friedhöfen einschließlich der Gebäude raucht, § 5 Abs. 3b; 
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5. Tiere, ausgenommen der zugelassenen Behindertenbegleithunde , mit-

führt,  § 5 Abs. 3c;  
 
6. Einfriedungen, Gebäude und sonstige bauliche Anlangen übersteigt, 
 § 5 Abs. 3d; 
 
7. Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen mit Kinderwagen, Roll-

stühlen sowie von dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) 
zur Verfügung gestellten Handwagen, befährt, § 5 Abs. 3e; 

 
8. Friedhofswege und Anlagen verunreinigt sowie Abraum außerhalb der 

hierfür bestimmten Stellen ablegt, § 5 Abs. 3f; 
 
9. Grünanlagen und fremde Grabstätten betritt § 5 Abs. 3g; 
 
10. Grabstätten, insbesondere bauliche Anlagen und Einpflanzungen, be-

schädigt oder beschmutzt, § 5 Abs. 3h; 
 
11. störende Friedhofsarbeiten an Sonn- und Feiertagen, am jeweils letzten 

Werktag vor Ostern, Pfingsten, Allerheiligen, Weihnachten und Neujahr 
ausführt,  § 5 Abs. 3i; 

 
12. Waren aller Art sowie Dienstleistung auf dem Friedhof anbietet, 
 § 5 Abs. 3j; 
 
13. Abfälle, die nicht aus Anlass der Pflege von Grabstätten entstanden 

sind, im Friedhof entsorgt § 5 Abs. 3n; 
 
14. die abgeräumten Steine, Einfassungen und Fundamentreste bei der Ab-

räumung von Grabstätten auf dem Friedhof lagert und nichtordnungs-
gemäß entsorgt § 6 Abs. 8 

 
15. Pflanzen- und Unkrautbekämpfungsmittel bei der Grabpflege verwen-

det, § 24 Abs. 4; 
 
16. Kunststoffe und sonstige nicht verrottbaren Wertstoffe, ausgenommen 

Grabvasen, in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, im Grabschmuck 
und bei nicht aus Stein hergestellten Grabeinfassungen sowie bei Pflan-
zenbehältern, die an der Pflanze verbleiben, verwendet, § 24 Abs. 5; 

 
17. Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen ohne Genehmigung des 

Eigen- und  Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz) entfernt,  
§ 23 Abs. 1; 

 
18. Grabstätten so gestaltet, dass sie der Würde des Friedhofs in seinen ein-

zelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage nicht entsprechen,  
§ 19 Abs. 1; 
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19. ohne Genehmigung des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal 
(Pfalz) Grabmale sowie sonstige bauliche Anlagen errichtet oder ändert 
§ 23; 

 
20. Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen nicht in verkehrssicherem 

Zustand hält, § 23 Abs. 5; 
 
21. ohne im Besitz einer Erlaubnis zu sein, gewerbliche Arbeiten auf dem 

Friedhof verrichtet, § 6 Abs. 1; 
 
22. außerhalb der zulässigen Zeit den Friedhof befährt oder Fahrzeuge mit 

einem höchst zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 7,5 t oder einer 
Breite von mehr als 2,10 m benutzt oder ohne Genehmigung den Fried-
hof befährt, § 6 Abs. 6.  

 
Das Fahrzeuggewicht wird auf die gängige Praxis angepasst. 
 
(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 5.000,-- € geahn-
det werden.  
 
§ 32 Inkrafttreten   
 

1. Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für das Friedhofs- und Bestattungswe-
sen der Stadt Frankenthal (Pfalz) vom 12.10.2009 in der Fassung vom 
20.06.2013 außer Kraft. 

2. Die Regelungen nach § 3 Abs. 7 der Satzung treten am Tage nach der 
öffentlichen Bekanntmachung der Schließung der entsprechenden 
Friedhofsteile in Kraft. 

 
STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

Frankenthal (Pfalz), den 12.04.2018 

 

Martin Hebich  

Oberbürgermeister 

 

Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zu-

stande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der öffentlichen Bekanntma-

chung als von Anfang an gültig zustande gekommen, wenn die Rechtsverlet-

zung nicht innerhalb eines Jahres nach der öffentlichen Bekanntmachung der 

Satzung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 

soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.  
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Anlagen zu §§ 20, 21 Abs. 3 Friedhofssatzung 
   
Festsetzungen gemäß §§ 20, 21 Abs. 3 der Satzung des Friedhofs- und Bestat-
tungswesens (FriedBestS) des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal 
(Pfalz) – Friedhofssatzung. 
 
A .  Abteilung mit  besonderen Gestaltungsvorschriften  
 
II. Hauptfriedhof mit folgendem Gestaltungsbereich:  

 
Friedhof II Block 1 (Erdgräber Innenreihe), Block 1a (Erdgräber Innenreihe), 
Block 2, 
Block 2a, Block 4, Friedhof III Block 6a sowie Rondell (die im äußeren Ring ge-
legenen, direkt an den Weg grenzenden Gräberreihen sowie die Kernzone). 
 

3. Gestaltung von Grabstätten  
 
Grabmale in diesen Abteilungen sind nur zulässig, wenn sie in handwerklicher 
Bearbeitung aus Naturstein, aus Holz sowie aus geschmiedetem oder 
gegossenem Metall hergestellt sind. Die Bearbeitungsart soll auf allen Flächen 
einheitlich sein (z. B. gestockt, gespitzt, geriffelt, gebeilt und dergleichen). 
Nicht zugelassen sind polierte und feingeschliffene Steine sowie Findlinge 
und Spaltfelsen. Ornamente und Inschriften können in vertiefter oder erhabe-
ner Technik ausgeführt werden. 
 

4. Begrenzung von Grabstätten  
 
Grabstätten sind voneinander nach Maßgabe des Eigen- und Wirtschaftsbe-
triebes Frankenthal (Pfalz) durch Schrittplatten zu trennen; die Schrittplatten 
sind höhenmäßig an die vordere Begrenzung anzuschließen. Unzulässig ist das 
Abstellen von Blumenschalen oder sonstigen Gegenständen auf diesen 
Schrittplatten. Einfassungen aus Stein sind nicht erlaubt.  
 
Bereich Friedhof I Block 3 U 

 
c) Gestaltung von Grabstätten 

Erlaubt sind ausschließlich stehende Grabmale. 
 

d) Begrenzung von Grabstätten 
Einfassungen aus Stein sind nicht erlaubt. 

 
B. Abteilungen ohne Gestaltungsvorschriften   
 
In allen anderen Abteilungen bestehen für Grabstätten bezüglich der Einfas-
sung sowie der Art der Bepflanzung keine besonderen Vorschriften. Das 
Grabmal sowie die Grabmalanlage dürfen nicht der Würde des Friedhofs wi-
dersprechen. 
Liegende Grabmale sind erlaubt, soweit eine zu bepflanzende Fläche von 
mindestens 30% der Gesamtgrabfläche offen bleibt. Die Abdeckfläche und 
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die Ansichtsfläche eines eventuell zu errichtenden Grabmals darf zusammen 
nicht mehr als 70% der Gesamtgrabfläche betragen. Ausnahmen hiervon bil-
den die Bereiche, in denen laut Satzung Vollabdeckungen zulässig sind.  
 
C. Hauptfriedhof und die Friedhöfe in den Vororten  
  

3. für die Bereiche von Rasengräbern und modulare Urnengemein-
schaftsanlagen  

 
Diese Anlagen werden ausschließlich vom Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Fran-
kenthal (Pfalz) angelegt, unterhalten und gepflegt. In den jeweiligen ausge-
wiesenen Grabfeldern für Erd- und Urnenrasenbestattung dürfen rechteckige 
Namenstafeln aus Granit in der Größe von 0,40 m x 0,30m x 0,05 m niederge-
legt werden. Die Inschriften müssen vertieft gearbeitet sein. 
Die Grabmaloberfläche soll hier oberflächenbündig mit dem Substrat der Ra-
senfläche verlegt sein. Das Ablegen von Blumenschmuck und dergleichen ist 
nur auf den hierfür vorgesehenen Stellen erlaubt. Auf Rasengrabfeldern wird 
eine durchgehende Rasenfläche angelegt, die in der Verantwortung des Ei-
gen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal (Pfalz)  unterhalten wird. Das Be-
pflanzen der Rasengrabstätte ist nicht gestattet. Das Ablegen von Blumen-
schmuck und das Aufstellen von Vasen, Grablichtern und sonstigen Beilagen 
ist nur auf der hierfür vorgesehenen zentralen Blumenablage- und Gedenk-
stelle für das jeweilige Gräberfeld gestattet. Der Eigen- und Wirtschaftsbetrieb 
Frankenthal (Pfalz) ist berechtigt im Rahmen der pflegerischen Maßnahmen 
und zur ordnungsgemäßen Funktion der Grabflächen und der zentralen Ab-
lagefläche die Gegenstände zu entfernen und zu entsorgen. 
 
Bei den modularen Urnengemeinschaftsanlagen werden die Namenstafeln 
von dem Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz) gestellt. Auf den 
Namenstafeln steht der Vor- und Zuname, sowie auf Wunsch das Geburts- 
und Sterbedatum.  
 

4. nicht zugelassen sind auf allen Friedhöfen  
 
• Gräber und Grabanlagen, welche nicht der Würde des Friedhofes ent-
sprechen; es dürfen insbesondere keine grellen Farben verwendet werden.  
• Sockel von Grabmalen und Einfassungen 
• das Anbringen von Lichtbildern, sofern aufgrund ihrer Beschaffenheit 
ein dauerhaft ansehnlicher Zustand nicht gewährleistet werden kann. 
 

3. Grabmale müssen eine Mindeststärke von 0,14 m haben. Gerade 
Einfassungen dürfen eine Stärke bis zu 0,08 m, geschwungene Ein-
fassungen eine Stärke bis zu 0,12 m aufweisen. 
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Anlage 1 - Hauptfriedhof 
 



132 

 

 

Anlage 2 – Friedhof Studernheim 
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Anlage 3 – Friedhof Flomersheim 
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Anlage 4 – Friedhof Mörsch 
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Anlage 5 – Friedhof Eppstein 
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Satzung über die Aufhebung der Satzung über die Beleihung der Firma Stadt-

werke Frankenthal GmbH mit der Erhebung von Gebühren (-BeleihS-) 

 

Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat auf Grund des § 24 der Gemein-

deordnung (GemO) i.d.F. vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert 

durch Artikel 7 des Gesetzes vom 2. März 2017 (GVBl. S. 21) die folgende Sat-

zung beschlossen: 

 

Die Satzung über die Beleihung der Firma Stadtwerke Frankenthal GmbH mit 

der Erhebung von Gebühren (-BeleihS-) vom 11. Juli 1995 tritt mit der öffentli-

chen Bekanntmachung außer Kraft. 

 

 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ)  

Frankenthal (Pfalz), 26.04.2018 

 

 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 

 

Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 

Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein 

Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekom-

men. Dies gilt nicht, wenn die Rechtsverletzung innerhalb eines Jahres nach 

der öffentlichen Bekanntmachung gegenüber der Stadtverwaltung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich gel-

tend gemacht worden ist. 

 

 
 

1.  Änderungssatzung der Kreislaufwirtschaftssatzung (KrWS) 

der Stadt Frankenthal (Pfalz) 

über Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung,  

Recycling, Verwertung und Beseitigung von Abfällen  

vom 05.07.2016 vom 26.04.2018 

 

 

Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat auf Grund der §§ 24 und 26 

Gemeindeordnung (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), 

zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 02.03.2017 (GVBl. S. 21), des 
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Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes (LKrWG) vom 22.11.2013 (GVBl. S. 459), 

zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBl. S. 471), 

des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zu-

letzt geändert durch Art. 2 Absatz 9 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 

2808) und der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) vom 18.04.2017 (BGBl. 

I S. 896), zuletzt geändert durch Art. 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 05.07.2017 

(BGBl. I S. 2234), am 18.04.2018 folgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 

 

 

In § 4 (Begriffsbestimmungen) Abs. 2 Nr. 2 wird zwischen den Zahlen „60 /“ und 

„120“ die Zahl „80 /" eingefügt. 
 

 

In § 4 (Begriffsbestimmungen) Abs. 2 Nr. 3 wird vor der Zahl „80“ die Zahl „60 /“ 
eingefügt.  

 

 

§ 7 (Ausnahmen und Befreiungen) Abs. 2 erhält folgende geänderte Fassung: 

„Soweit der Erzeuger oder Besitzer von Abfällen aus privaten Haushaltungen 

nachweist, dass er Abfälle zur Verwertung selbst auf dem von ihm im Rahmen 

der privaten Lebensführung genutzten Grundstück ordnungsgemäß und 

schadlos verwertet, kann die Stadt im Einzelfall auf schriftlichen Antrag und je-

derzeit widerruflich von der Anschluss- und Benutzungspflicht ganz oder teilwei-

se befreien." 

 

 

§ 7 (Ausnahmen und Befreiungen) erhält folgenden zusätzlichen Abs. 3: 

„(3) Beabsichtigen Erzeuger oder Besitzer von Bioabfällen aus privaten Haushal-

tungen diese auf den von ihnen im Rahmen ihrer privaten Lebensführung ge-

nutzten Grundstücke zu verwerten (Eigenkompostierung), so sind sie verpflich-

tet, einen Nachweis (gebührenpflichtiger Antrag auf Eigenkompostierung) 

über die Eignung des Grundstücks für eine Eigenkompostierung und über die 

tatsächliche Durchführung der Eigenkompostierung zu erbringen. Der Nach-

weis ist in der Regel erbracht, wenn 

1. auf dem Grundstück mindestens 30 m² Gartenfläche je an die Eigen-
kompostierung angeschlossene Person vorhanden sind und 

2. auf dem Grundstück ein Komposthaufen oder ein Komposter mit in Rotte 
befindlichem Material vorhanden ist und 

3. der selbst produzierte Kompost zweckentsprechend und vollständig in 
diesem Garten aufgebraucht wird und 

4. der/die bereitgestellten Bioabfallbehälter auch von keinem anderen 
Bewohner des Grundstückes benötigt werden. 
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Zur Vorsorge und zur Vermeidung von Ungeziefer dürfen keine gekochten oder 

rohen Speisereste tierischer Herkunft kompostiert werden. Geruchsbelästigun-

gen und den Boden schädigende Sickerwässer müssen vermieden werden.  

Die Entsorgung von Bioabfällen über die Restabfalltonne führt zur Ablehnung 

oder zum Entzug des Eigenkompostierervorteils.“ 

 

 

§ 8 (Anzeige-, Auskunfts- und Duldungspflichten, Überwachung) Abs. 1 wird um 

folgenden Satz 5 ergänzt: 

„Er hat über alle Fragen Auskunft zu erteilen, soweit sie die Abfallentsorgung (z. 

B. Eigenkompostierung) betreffen." 

 

 

§ 8 (Anzeige-, Auskunfts- und Duldungspflichten, Überwachung) Abs. 3 wird 

ersatzlos gestrichen. 

 

 

Die bisherigen Absätze 4, 5 und 6 des § 8 (Anzeige-, Auskunfts- und Duldungs-

pflichten, Überwachung) werden die neuen Absätze 3, 4 und 5.  

 

 

§ 12 (Benutzen der Abfallbehältnisse) Abs. 3 erhält folgende geändert Fassung:  

„Der Anschlusspflichtige kann einen Tausch der ihm bereitgestellten Abfallbe-

hälter beantragen. Mit Ausnahme der Erstausstattung und in Fällen, die der 

Gebührenpflichtige nicht zu vertreten hat, wird für den Behältertausch eine 

Gebühr nach Maßgabe der KrWGS festgesetzt.  

Im Falle eines Behälterwechsels/-tauschs sind die Altbehälter entleert zur Abho-

lung bereitzustellen. Bei nicht entleerten Behältern wird eine gebührenpflichtige 

Sonderleerung durchgeführt.“ 

 

 

§ 12 (Benutzen der Abfallbehältnisse) wird um folgenden neuen Absatz 6 er-

gänzt. 

„(6) Auf Antrag des nach der KrWGS Gebührenpflichtigen können zugelassene 

2-Rad-Behältnisse sowie 660 Liter Bioabfallbehälter gegen Gebühr mit einem 

Schwerkraftschloss nachgerüstet werden.“ 

 

 

In § 13 (Vorhalten der Abfallbehältnisse) Abs. 2 b Nr. 1 wird die Zahl „15“ durch 
die Zahl „10“ ersetzt. 
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In § 13 (Vorhalten der Abfallbehältnisse) Abs. 2 b Nr. 2 wird die Zahl „10“ durch 
die Zahl „7“ ersetzt. 
 

 

In § 13 (Vorhalten der Abfallbehältnisse) Abs. 2 b wird folgende neue Nr. 3 ein-

gefügt: 

„3. im Falle der Eigenkompostierung kann, bei Vorliegen der Voraussetzung des 

§ 7 Abs.  

     3, zwischen einem freiwilligen Bioabfallbehältervolumen oder der Befreiung 

von der    

     Anschluss- und Benutzungspflicht der Bioabfallbehälter gewählt werden.“ 

 

 

§ 13 (Vorhalten der Abfallbehältnisse) Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

"Für mehrere benachbarte anschlusspflichtige Grundstücke können auf Antrag 

für diese gemeinsam Abfallbehältnisse zugelassen werden, soweit die örtlichen 

Gegebenheiten dies erfordern (Nachbarschaftstonne). Das Volumen des ge-

meinsam genutzten Abfallbehältnisses wird an der angeschlossenen Gesamt-

personenzahl unter Berücksichtigung des Mindestvolumens gemäß § 13 Abs. 2 

b bemessen. Hierzu ist der Stadt von den Anschlusspflichtigen eine verantwort-

liche Person schriftlich zu benennen." 

 

§ 14 (Sammeln und Transport) Abs. 6, 2. Unterabsatz erhält folgende geänderte 

Fassung: 

„Im Einzelfall können 4-rädrige Abfallbehältnisse auf schriftlichen Antrag gegen 

Gebühr von ihrem üblichen Aufstellplatz auf dem Grundstück für die Leerung 

abgeholt und zurückgestellt werden (Vollservice). Das Befahren von Privatwe-

gen zum Aufstellort der Abfallbehältnisse wird ebenfalls als Vollservice gewertet 

und ist nur nach Zustimmung des Grundstückseigentümers möglich." 

 

§ 14 (Sammeln und Transport) Abs. 9 wird um folgenden neuen Satz 3 ergänzt: 

„Durch die Bereitstellung der losen/gebündelten Kartonagen neben dem Alt-
papierbehältnis am Leerungstag wird der Wille zur Überlassung erklärt und 

nach erfolgter Mitnahme die Gebühr nach den Vorgaben der KrWGS fällig.“  
 

In § 17 (Grünabfall) Abs. 3 wird Satz 3 ersatzlos gestrichen. 

 

§ 21 (Windelsack) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

„Für die Windelsäcke gilt der Leerungsrhythmus der Restabfalltonne. Die Win-

delsäcke können folglich an dem für die Restabfalltonne bestimmten Abfuhr-

tag neben diese zur Abholung bereitgestellt werden. Alternativ können die be-
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füllten Windelsäcke im Wertstoffcenter, an den Betriebsstätten Ackerstraße 24 

und Nachtweideweg 17a während den Öffnungszeiten abgegeben werden.“ 

 

§ 22 (Ordnungswidrigkeiten) Abs. 1 wird um folgende neue Nr. 4 ergänzt: 

„4. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 3 gekochte oder rohe Speisereste tierischer Her-

kunft kompostiert,". 

Die bisherigen Nr. 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14 und 15 des § 22 (Ordnungswid-

rigkeiten) des Abs. 1 werden die Nr. 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15 und 16. 

 

§ 23 (Inkrafttreten) erhält folgende neue Fassung: 

„Diese 1. Änderungssatzung der Kreislaufwirtschaftssatzung tritt zum 01.05.2018 
in Kraft. Gleichzeitig treten die geänderten Bestimmungen der Kreislaufwirt-

schaftssatzung vom 05.07.2016 außer Kraft.“  
 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

Frankenthal, den 26.04.2018 

 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 

 

Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 

Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein 

Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekom-

men. Dies gilt nicht, wenn die Rechtsverletzung innerhalb eines Jahres nach 

der öffentlichen Bekanntmachung gegenüber der Stadtverwaltung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich gel-

tend gemacht worden ist. 

 

 

1.  Änderungssatzung der Kreislaufwirtschaftsgebührensatzung (KrWGS) 

der Stadt Frankenthal (Pfalz) 

über die Erhebung von Benutzungsgebühren 

für die Abfallentsorgung 

vom 26.04.2018 
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Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat auf Grund des § 24 der Gemein-

deordnung (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geän-

dert durch Art. 7 des Gesetzes vom 02.03.2017 (GVBl. S. 21), der §§ 1, 2, 3, 7 und 

8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBl. S. 175), zuletzt 

geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBl. S. 472) in Verbin-

dung mit § 5 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes (LKrWG) vom 22.11.2013 

(GVBl. S. 459), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBl. 

S. 471), am 18.04.2018 folgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 

 

§ 5 (Allgemeine Gebührensätze) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Gebühren für die regelmäßige Entsorgung mittels der zugelassenen Ab-

fallbehältnisse setzen sich wie folgt zusammen: 

  Bezugsgröße Gebühr 
    

Restabfall (Regelabfuhr)   

 

1 

2 

3 

4 

5 

Leerung alle 4 Wochen (4W) 

 60-Liter-Abfallbehälter 
 80-Liter-Abfallbehälter 
 120-Liter-Abfallbehälter 
 240-Liter-Abfallbehälter 
 1.100-Liter-Abfallbehälter 

 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

 

73,99 EUR 

98,65 EUR 

147,98 EUR 

295,96 EUR 

880,00 EUR 

    

Bioabfall (Regelabfuhr)   

 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

Leerung alle 2 Wochen (2W) 

 40-Liter-Abfallbehälter 
 60-Liter-Abfallbehälter 
 80-Liter-Abfallbehälter 
 120-Liter-Abfallbehälter 
 240-Liter-Abfallbehälter 
 660-Liter-Abfallbehälter 

 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

 

34,79 EUR 

49,22 EUR 

63,49 EUR 

91,87 EUR 

179,63 EUR 

525,05 EUR 

    

Altpapier – PPK (Regelabfuhr)   

 Leerung alle 4 Wochen (4W)   
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12

13 

14 

 120-Liter-Abfallbehälter 
 240-Liter-Abfallbehälter 
 1.100-Liter-Abfallbehälter 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

 – EUR 

 – EUR 

 – EUR" 

 

§ 5 (Allgemeine Gebührensätze) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

"Wird eine Ausweitung der Leistungen der regelmäßigen Entsorgung ge-

wünscht  

(Ergänzungsleistungen), so ergeben sich hierfür folgende Gebührensätze: 

  Bezugsgröße Gebühr 
    

Restabfall (Ergänzung)   

 

15 

Sacksammlung 

 70-Liter-Restabfallsack 

 

je Sack 

 

5,40 EUR 

 

 

16 

 

Erhöhung des Leerungsrhythmus der Regelab-
fuhr 

 1.100-Liter-Abfallbehälter (2W statt 4W) 

 

 

je Behälter und 

Jahr 

 

 

1.760,00 EUR 

 

17 

18 

Sonderleerungen auf Abruf 

 240-Liter-Abfallbehälter 
 1.100-Liter-Abfallbehälter 

 

je Leerung 

je Leerung 

 

65,49 EUR 

93,43 EUR 

  Bezugsgröße Gebühr 
    

Bioabfall (Ergänzung)   

 

 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

Sonderleerungen auf Abruf "innerhalb der Re-

gelabfuhr" 

 40-Liter-Abfallbehälter 
 60-Liter-Abfallbehälter 
 80-Liter-Abfallbehälter 
 120-Liter-Abfallbehälter 
 240-Liter-Abfallbehälter 
 660-Liter-Abfallbehälter 

 

 

je Leerung 

je Leerung  

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung 

 

 

12,49 EUR 

12,95 EUR 

13,41 EUR 

14,33 EUR 

17,09 EUR 

29,88 EUR 

  Bezugsgröße Gebühr 
    

Altpapier (Ergänzung)   

 

25 

Beistellungen (§ 14 Abs. 9 KrWS) 

 Beistellung von Altpapier im Rahmen der 
Regelabfuhr 

 

je angefangenen 

m³ 

 

14,93 EUR 

 

 

Erhöhung des Leerungsrhythmus der Regelab-
fuhr 

 

 

je Behälter und 

 

 

25,51 EUR 
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26 

27 

28 

29 

 240-Liter-Abfallbehälter (2W statt 4W) 
 1.100-Liter-Abfallbehälter (2W statt 4W) 

 240-Liter-Abfallbehälter (1W statt 4W) 
 1.100-Liter-Abfallbehälter (1W statt 4W) 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

76,38 EUR 

51,03 EUR 

152,75 EUR 

 

30 

31 

Sonderleerungen auf Abruf 

 240-Liter-Abfallbehälter 
 1.100-Liter-Abfallbehälter 

 

je Leerung 

je Leerung 

 

11,57 EUR 

57,00 EUR 

    

Sperrabfall (Ergänzung)   

 Die Kosten für zwei Abruftermine pro Kalenderjahr und 

Haushalt sind mit den Gebühren nach Abs. 1 abge-

golten. Weitere Abruftermine erfolgen auf Antrag ge-

gen Gebühr: 

  

32  Ab dem dritten Abruftermin (bis zu 3m³) je Abruf 29,34 EUR 

Elektroaltgeräte – Holservice   

33 

34 

 bis zu 3 Geräte 
 jedes weitere Gerät 

je Vorgang 

je Gerät 

27,72 EUR 

9,24 EUR 

Vollservice „Behälterleerung“ für 4-rädrige Abfallbe-

hälter (§ 14 Abs. 6 Satz 4 + 5 KrWS)  
 

  

35 

36 

37 

 4-wöchentliche Leerung 
 2-wöchentliche Leerung 
 Wöchentliche Leerung    

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

je Behälter und 

Jahr 

   36,00 EUR 

   72,00 EUR 

 144,00 EUR“ 

§ 5 (Allgemeine Gebührensätze) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„Für Sonderleistungen ergeben sich folgende Gebührensätze: 

  Bezugsgröße Gebühr 
    

Behältertausch (§ 12 Abs. 3 Satz 1 KrWS)   

 Für den vom Gebührenpflichtigen zu vertretenden 

Tausch eines Abfallbehältnisses wird einmalig eine 

Wechselgebühr erhoben: 

  

38 

 

 

 

39 

 2-Rad-Gefäß (entleert) 
 

 

 

 4-Rad-Gefäß (entleert) 
 

je Abfallfraktion 

und Tauschvor-

gang  

 

je Abfallfraktion 

und Tauschvor-

20,24 EUR 

 

 

26,64 EUR 
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gang 

 
    

  Bezugsgröße Gebühr 
    

Behälterersatz   

 Für eine vom Gebührenpflichtigen zu vertretende Er-

satzbeschaffung eines Abfallbehälters wird eine ein-

malige Gebühr erhoben: 

  

 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

Bioabfall 

 40-Liter-Abfallbehälter  
 60-Liter-Abfallbehälter 
 80-Liter-Abfallbehälter 
 120-Liter-Abfallbehälter 
 240-Liter-Abfallbehälter 
 660-Liter-Abfallbehälter 

 

je Behälter 

je Behälter 

je Behälter 

je Behälter 

je Behälter 

je Behälter 

 

53,26 EUR 

53,26 EUR 

53,26 EUR 

51,47 EUR 

60,63 EUR 

302,96 EUR 

 

46 

 

47 

 

48 

49 

50 

Restabfall / Altpapier (PPK) 

 60-Liter-Abfallbehälter (nur für Restabfall er-
hältlich) 

 80-Liter-Abfallbehälter (nur für Restabfall er-
hältlich) 

 120-Liter-Abfallbehälter  
 240-Liter-Abfallbehälter 
 1.100-Liter-Abfallbehälter 

 

je Behälter 

 

je Behälter 

je Behälter 

je Behälter 

je Behälter 

 

46,47 EUR 

 

46,47 EUR 

47,06 EUR 

55,63 EUR 

257,79 EUR 

    

Bioabfallbehälter – Nachrüstung mit Biofilter  

(§ 12 Abs. 5 KrWS) 

  

51 

52 

 bis 120 Liter-Abfallbehälter 
 240 Liter-Abfallbehälter 

je Filterdeckel 

je Filterdeckel 

46,54 EUR 

55,84 EUR 

    

2-rädrige Behälter und 660 Liter-Behälter – Nachrüs-
tung mit Schwerkraftschloss (§12 Abs. 6 KrWS) 

  

 

53 

54 

 

 2-rädrige Abfallbehälter 
 4-rädrige Abfallbehälter 

 

je Schloss 

je Schloss 

 

53,00 EUR 

60,40 EUR 

Leerung fehlbefüllter Abfallbehältnisse   

 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

Bioabfallbehälter (innerhalb Regelabfuhr 

Restabfall) 

 40-Liter-Abfallbehälter  
 60-Liter-Abfallbehälter 
 80-Liter-Abfallbehälter 
 120-Liter-Abfallbehälter 
 240-Liter-Abfallbehälter 
 660-Liter-Abfallbehälter 

 

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung  

je Leerung 

 

12,79 EUR 

13,39 EUR 

14,00 EUR 

15,22 EUR 

18,86 EUR 

34,75 EUR 

 

61 

Bioabfallbehälter (als Sonderleerung auf Abruf) 

 40-Liter-Abfallbehälter  

 

je Leerung 

 

60,37 EUR 
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62 

63 

64 

65 

66 

 

 60-Liter-Abfallbehälter 
 80-Liter-Abfallbehälter 
 120-Liter-Abfallbehälter 
 240-Liter-Abfallbehälter 
 660-Liter-Abfallbehälter 

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung  

je Leerung 

60,97 EUR 

61,58 EUR 

62,80 EUR 

66,44 EUR 

84,42 EUR 

 

 

67 

68 

69 

 

Altpapierbehälter (innerhalb Regelabfuhr 

Restabfall) 

 120-Liter-Abfallbehälter  
 240-Liter-Abfallbehälter 
 1.100-Liter-Abfallbehälter 

 

 

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung 

 

 

15,53 EUR 

19,50 EUR 

51,02 EUR 

 

70 

71 

72 

 

Altpapierbehälter (als Sonderleerung auf Abruf) 

 120-Liter-Abfallbehälter  
 240-Liter-Abfallbehälter 
 1.100-Liter-Abfallbehälter 

 

je Leerung 

je Leerung 

je Leerung 

 

 63,11 EUR 

 67,08 EUR 

100,69 EUR“ 

§ 5 (Allgemeine Gebührensätze) erhält folgenden zusätzlichen Absatz 5:  

"(5) Für die Antragsstellung auf Eigenkompostierung (§ 7 Abs. 3 KrWS) wird eine 

Gebühr in Höhe von 15,00 € erhoben."  

Die bisherigen Absätze 5 und 6 des § 5 (Allgemeine Gebührensätze) werden 

die Absätze 6 und 7. 

§ 11 (Gebühreneinzug) erhält folgende Fassung: 

"§ 11 Gebühreneinzug 

Mit dem Einzug der laufenden Entgelte wird ein Dritter als Verwaltungshelfer 

beauftragt." 

Der bisherige § 11 wird zu § 12 (Inkrafttreten) und erhält folgende Fassung: 

"Diese 1. Änderungssatzung der Kreislaufwirtschaftsgebührensatzung tritt zum 

01.05.2018 in Kraft. Gleichzeitig treten die geänderten Bestimmungen der Kreis-

laufwirtschaftsgebührensatzung vom 05.07.2016 außer Kraft.“ 

 

 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

Frankenthal, den 26.04.2018 

 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 
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Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 

Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein 

Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekom-

men. Dies gilt nicht, wenn die Rechtsverletzung innerhalb eines Jahres nach 

der öffentlichen Bekanntmachung gegenüber der Stadtverwaltung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich gel-

tend gemacht worden ist. 

 

 

1. Änderungssatzung der Betriebssatzung  

für den Eigen- und Wirtschaftsbetrieb Frankenthal (Pfalz),  

Eigenbetrieb der Stadt Frankenthal (Pfalz) 

vom 26.04.2018 

 

Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat aufgrund der §§ 24 und 86 der 

Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in Verbindung mit der Eigenbe-

triebs- und Anstaltsverordnung (EigAnVO) in den jeweils geltenden Fassungen 

am 18.04.2018 die folgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 

1. In § 3 (Stammkapital) wird nach dem Wort „beträgt“ folgende Zahl einge-
fügt „6.812.105,35 €“ und nach dem Wort „Friedhofswesen“ die Zahl  
„2.000.000,00 €“. 

2. In § 5 (Betriebsausschuss) Absatz 5 wird der Klammerzusatz ersatzlos gestri-
chen. 

3. § 7 (Betriebsleitung) Absatz 3 Nummer 4 erhält folgende geänderte Fassung: 

„die Einstellung, Höhergruppierung und Kündigung der den Beamten bis zum 
zweiten Einstiegsamt vergleichbaren Arbeitnehmern, soweit der Betriebsleitung 

diese Befugnisse vom Oberbürgermeister/ der Oberbürgermeisterin übertragen 

sind,“ 

4. § 10 (Inkrafttreten) erhält folgende neue Fassung: 

„Diese 1. Änderungssatzung tritt zum 01.Mai 2018 in Kraft. Gleichzeitig treten die 
geänderten Bestimmungen der Betriebssatzung vom 21. Januar 2014 außer 

Kraft.“ 
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STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

Frankenthal (Pfalz), den 26.04.2018 

 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 

 

 

Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 

Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein 

Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekom-

men. Dies gilt nicht, wenn die Rechtsverletzung innerhalb eines Jahres nach 

der öffentlichen Bekanntmachung gegenüber der Stadtverwaltung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich gel-

tend gemacht worden ist. 

 

 
 

1. Änderungssatzung 

der Stadt Frankenthal (Pfalz) über die Erhebung von Abgaben  

für die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung 

(Abgabensatzung Abwasserbeseitigung - AbgaAbwaBS -) 

vom 26.04.2018 

 

Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat aufgrund § 24 Gemeindeordnung 

(GemO), der §§ 2,7,13 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) sowie § 2 Abs. 1 

und Abs. 3 des Landesabwassergesetzes (LAbwAG) in den jeweils geltenden 

Fassungen am 18.04.2018 folgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 

 
 
1. § 20 (Gebühreneinzug) wird ergänzt und erhält folgende Fassung: 

„§ 20 Gebühreneinzug 

Mit dem Einzug der laufenden Entgelte gemäß §10 wird ein Dritter als Verwal-

tungshelfer beauftragt.“ 

2. Der bisherige § 20 wird zu § 21(Inkrafttreten) und erhält folgende Fassung 

„Die 1. Änderungssatzung der Satzung der Stadt Frankenthal (Pfalz) über die Erhebung 
von Abgaben für die öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen tritt zum 01. Mai 

2018 in Kraft. Gleichzeitig treten die geänderten Bestimmungen der Satzung der Stadt 
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Frankenthal (Pfalz) über die Erhebung von Abgaben für die öffentliche Abwasserbesei-

tigungseinrichtungen vom 21. Januar 2014 außer Kraft.“ 

 

 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

Frankenthal (Pfalz), den 26.04.2018 

 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 

 

 

Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 

Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein 

Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekom-

men. Dies gilt nicht, wenn die Rechtsverletzung innerhalb eines Jahres nach 

der öffentlichen Bekanntmachung gegenüber der Stadtverwaltung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich gel-

tend gemacht worden ist. 

 

 


